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Präambel:
Der Gemeinde Neureichenau
erlässl gemäß S 10 Abs 1 BauGB i-d.F. der Bekanntmachung
vom 23. 09. 2004 [BGBI. I S. 2414), Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG
id.F. vom 23.12.2005 (GVBI. 2006, S. 2), Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern i.d.F. der Bekanntmachung
vom 22.08.1998 (GVBI. S 796), zuletzt geändert durch  1
Gesetz zur Änderung des Kommunalrechts vom 26.07.2004
(GVBI. S. 272), sowie Art. 91 Abs. 3 BayBO i.d.F. der Bekannt
machung vom 04.08.1997 (GVBI. 433, ber. 1998 S. 270, BayRS
2132-1-1), zuletzt geändert durch  1 Nr. 58 3. Aufhebungsgesetz
vom 07.08.2003 (GVB. S. 497] diesen Bebauungspien
'Gsengat Deckblatt Nr. 01" eis Satzung
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BEBAUUNGSPLAN
MIT INTEGRIERTER GRUNORDNUNG

Inkrafttreten: | ......
Das Deckblatt des  Bebauungsplanes wurde am ..!..!•..M?...rug"

gemäß S 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Die
Änderung tritt damit in Kraft. Auf die Rechtsf l̂gen der SS "
Abs. 3/4, 214 und 215 BeuGB wrd hhgpwj

Naursichsnau, den  0 3- ^^ Z006

Nach Abschluss des Plenaufstellungs

Neureichenau, den  2 & Kürz lii{

Neureichenau, den

Satzungsbeschluss:
Das Deckblatt des Bebauungsplanes i.dF. vom 16.12.2(05 wurde
mit Beschluss vom 13.03.2008 gemäB S 10 Abs. 1 BteuGB und

Art. 91 BayBO als Satzung beschlossen.

1 8. Harz 2006Neureichenau, den

Öffentliche Auslegung:
Das Deckblatt des Bebauungsplanes l.d.F. vom 16.12.2005 wurde

gemäß S 3 Abs. 2 und S 4 Abs. 2 BauGB In der Zelt
vom 10.02.2006 bis 10.03.2006 öffentlich

Neureichenau, den 2 8, Mär^ 200G

Änderung sbeschluss:
Die Gemeinde hat In der Sitzung vom 14.11.2006 die .'Änderung
des Bebauungsplanes beschlossen. Der Änderunggbeschluss
wurde am 29.11.2005 ortsüblich bekanntgemacht.

VERFAHRENSHINWEISE
Vareinfachtes Verfahren gamäB S 13 BauGB

In slla;n nicht angesprochenen Punkten bieben die Festsetzungen des rechtskräftigen
Beba^ungsplanes 'Gsenget' unberührt.

wand mit der Dachhaut.
Geländeoberlläche bis zum Schnittpunkt der AuBen-
Als Wandhöhe gilt das MaB von der natürlichen
Definition:
max. 3,00 m an der Zufahrtsseite

max. 1,20 m

max. 1,20 m

Pfannen oder Biber

bei U+l̂ D  24-36bei 1      16-25

bei KD   24-36"
Satteldach. Zeltdach, Walmdach

Wandhötie:
Traufe:

Ortgang:
Dachdeckung:

Dachneigung
Dachform:
Garagen und Nebengebäude

Bei Überdachter
max. 2,50 m

bei I max. 7,00 m (talseltlg)
ab natürlicher GeländeoberIIäche
Definition:
Als Wandhöhe gilt das MaB von der natürlichen
Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der AuBen-
wand mit der Dachhaut.

•n und Ti

;. 1,20 m

<  1,20 m

Satteldach/Zeltdach/Wahidach

Pfannen oder Biber

Zahl der Vollgeschosse
max. 2 Vollgeschosse zulässig
Bauweise:  Erdgeschoss und 1 Obergeschoss

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Ergänzend zu den bisher getroffenen Festsetzungen gelten für diö künftig auch
mögliche Bauweise Erdgeschoss und 1 Obergeschoss die nachfolgenden Festsetzungen.

VERANLASSUNG
Entgegen den Ausweisungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes, soll die
Zulässigkeit einer 2-geschossigen Bauweise generell im gesamten Planungs-
gebiet für zulässig erklärt werden.
Erforderlich ist diesbezüglich die Änderung bzw. Ergänzung der textlichen
Festsetzungen.
Für alle weiteren Festlegungen gelten die FeslsetZungen des rechtskräftigen
Bebauungsplanes ungehindert weiter.

DURCHGEFÜHRTE ÄNDERUNGEN:
- Neutessung bzw. Ergänzung der textlichen Festsetzungen tür die

geplante Bebauung

HINWEISE ZUR PLANUNG:
Die geänderten bzw. gestiegenen Ansprüche an die heutige Bauweise, er
fordern die Aufnahme eines zusätzlichen Bautyps innerhalb des vorliegenden
Plsnungsberelches.
Ermöglicht werden soll dadurch eine 2-geschosaige Bebauung, die sich

aufgrund der getroffenen Festsetzungen an den bereits zulässige^ Bautypen
orientiert. Ziel Ist es unabhängig vom gewählten Bautyp, eine im wesentlichen
aufeinander abgestii n̂te Bauweise zu ermöglichen, ohne dass entsprechende
gesetzliche Vorgaben der Bauordnung verletzt werden.
Aus diesem Grund werden, wo es die topogafischen Verhältrisse erlauben,
die Festsetzungen zur Bauweise und zur Gestaltung der baulichen Anlagen
ergänzt.

VERFAHRENSHNWEISE:
Durch de Änderung des Baubeuungsplanes werden de Grundzuge der Planung
nicht berührt.
Die Änderung erfolgt daher Im vereintachten Verfahren gemäfl S 13 Abs. 2 BauGB.
Die Beteiligung def Öffentlichkeit sowie der berührten Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange erfolgt im Zuge der öffentlichen Auslegung gemäB
S 3 Abs. 2 BauGB.
S G Abs. 1 Nr. 1 und 2 findet keine Anwendung.

ALLGEWEINES:
Der Bebauungsplan 'Gsengef wurde i. d. F. v. 29.07.1996 rechtskraftig.
Oer Gemeinderat Neureichenau hei beschlossen, den Bebauungsplan durch

de Autstellung des Deckblattes Nr. 01 zu ändern.

BEGRÜNDUNG
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